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Weltkriegsgefahren entgegentreten – 
Wandel zum Frieden einleiten 

 
 
Die nächste Bundestagswahl, die voraussichtlich im September 2021 stattfindet, muss ein 
wichtiger Bezugspunkt für die Aktivitäten der Friedensbewegung und der Bürger*innen sein, die 
an einer wirkungsvollen Friedenssicherung und Kriegsprävention interessiert sind. 

Es gilt, den friedenspolitischen Druck auf die Straße, in die Gewerkschaften, in die Kirchen, in 
NGOs und die politischen Parteien zu tragen. 
 
Weltkriegsgefahren entgegentreten – Wandel zum Frieden einleiten bedeutet Entspannung 
und Abrüstung statt atomaren Wettrüstens, Anschaffung von Kampfdrohnen, steigenden 
Waffenexporte in Spannungsgebiete, statt sich ausbreitender Kriege, sich ausweitender NATO-
Manöver, insbesondere an der Grenze zu Russland, statt der zunehmenden ökologischen 
Zerstörung durch Militär und Kriege. 
Die Bundestagswahl 2021 stellt Weichen für eine Entscheidung von existenzieller Reichweite.  
 
Wir wollen nicht, dass auf Jahrzehnte hinaus die deutsche Luftwaffe mit 30 Atombombern sowie 
15 sie begleitende Kampfjets aus den USA erneuert wird, um damit von Deutschland aus US-
Atombomben präzise gegen unterirdisch verbunkerte Ziele in Russland lenken zu können. Das 
erhöht nicht nur die Spannungen in Europa gewaltig sondern auch die Gefahr eines Atomkriegs. 
Da die Entscheidung darüber erst nach der Bundestagswahl 2021 fällt, muss das von uns 
zu dem Thema des Wahlkampfs gemacht werden. Wir lehnen die Anschaffung von Atombombern 
für die Bundeswehr ab. Die 30 bis 35 Mrd. Euro, die das Gesamtprojekt einschließlich der 
Nachfolgekosten zu verschlingen droht, braucht unsere Gesellschaft wahrlich dringender für die 
Daseinsvorsorge und nicht für die Zerstörung der Zivilisation.  
 
So erwarten wir, dass die Bundesregierung den UN-Atomwaffenverbotsvertrag unterzeichnet und 
der Bundestag ihn ratifiziert. Dies bedeutet dann auch, dass die in Büchel eingelagerten US-
Atomwaffen aus Deutschland zu entfernen sind. 
Eine Steigerung der Rüstungsausgaben auf 2% der Wirtschaftsleistung bis 2031, wie sie 
Verteidigungsministerin Kramp-Karrenbauer anstrebt, ist nicht hinzunehmen. Es würde eine 
Verdopplung auf fast 100 Mrd. Euro jährlich bedeuten. Das Geld würde bei der notwendigen 
sozialökologischen Transformation unserer Gesellschaft fehlen, u.a. in der 
Klimakrisenbekämpfung, bei der Sozial- und Bildungspolitik, der Rüstungskonversion und im 
Gesundheitswesen. 
 
Wir fordern für die zukünftige Regierungspolitik entschiedene Schritte zur Abrüstung und zur 
Konversion der Rüstungsindustrie in eine Friedensindustrie.  
Abrüstung und Vertrauensbildung sind das Gebot der Stunde. 
Dies alles gilt es in Demonstrationen, Kundgebungen, Informationsveranstaltungen und 
Workshops deutlich zu machen. 
 
Alle bei der Bundestagswahl zur Wahl stehenden Parteien und Politiker*innen sind daraufhin zu 
befragen, inwieweit sie die hier formulierten friedenspolitischen Grundsätze mittragen.  
 
Wir werden keine Partei und keine Kandidat*innen wählen, die der Aufrüstung und den 
Kriegseinsätzen zustimmen. 


